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Bonn, den 9. August 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Aufklärung der Weltöffentlichkeit durch Rundfunk- 
sendungen über die Gründe für die Fluchtbewegung 
aus der Sowjetzone und die Hintergründe der so- 
wjetischen Berlin -Drohung 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
- Drucksache 2979 - 


Im Einvernehmen mit den Herren Bundesministern des Innern, 
des Auswärtigen und für gesamtdeutsche Fragen beantworte 
ich die Anfrage wie folgt: 

Die Bundesregierung unterrichtet ständig unter Einsatz aller 
Mittel und Wege, die ihr zur Verfügung stehen, die Welt- 
öffentlichkeit über die Gründe der Fluchtbewegung aus der 
sowjetischen Besatzungszone nach Berlin (West) und in die 
Bundesrepublik und über die Hintergründe der Berlin-Drohung 
der Sowjetunion. 

In meiner Antwort auf die Frage des Herrn Abgeordneten 
Kreitmeyer in der Fragestunde des Deutschen Bundestages 
vom 30. Mai 1961 habe ich bereits auf die wichtigsten Infor- 
niationsmittel, die hierzu direkt zur Verfügung stehen, hin- 
gewiesen. 

Die Deutsche Welle hat ihre Aufgabe, die Öffentlichkeit des 
Auslandes über diese Fragen zu unterrichten, im Rahmen der 
bestehenden Möglichkeiten weitgehend erfüllt. Gerade in letz- 
ter Zeit hat sie schwerpunktmäßig in einer großen Zahl von 
Nachrichten-, Kommentar- und aktuellen Wortsendungen die 
Hintergründe der Fluchtbewegung und das Berlin-Problem be- 
handelt. Die Bundesregierung steht in ständiger Verbindung 
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mit der Deutschen Welle, um sicherzustellen, daß diese über 
alle wichtigen Vorgänge voll informiert ist und ihre Aufgaben 
erfüllen kann. Sie ist ständig bemüht, dafür zu sorgen, daß 
die Leistungen weiter verbessert und ausgebaut werden. 

Auch die Landesrundfunkanstalten behandeln in vielen Sen- 
dungen diese Fragen. Die Bundesregierung wird alle ihr zur 
Verfügung stehenden Möglichkeiten nutzen, die Rundfunkan- 
stalten zu einer Intensivierung dieser Sendungen zu veran- 
lassen. 

von Eckardt 
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